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1. Kapitel 
Grundlagen 

§ 1 Einleitung 

A. Gegenstand der Untersuchung 

Mit der Schaffung des Gesetzes zur Neuregelung der Leistungen an Asylbewerber 
vom 30.06.1993' (AsylbLG) wurde das Sozialleistungsrecht für Ausländer, die sich 
regelmäßig nur kurzzeitig und mit ungesichertem aufenthaltsrechtlichen Status in 
Deutschland autbalten, aus dem BSHG ausgegliedert und neu geordnet. Kern der 
Regelung ist eine deutliche Absenkung der bislang gewährten Leistungen. 

Die vorliegende Untersuchung hat dementsprechend die durch die Ausgliederung 
und die Leistungsabsenkung resultierenden rechtlichen, insbesondere verfassungs-
rechtlichen Probleme zum Gegenstand. 

Mit der Ausgliederung des Asylbewerberleistungsrechts aus dem BSHG wurde als 
Novum in der deutschen Sozialrechtsgeschichte zum ausgewiesenen Zwecke der 
SchlechtersteIlung der Leistungsberechtigten ein eigenständiges Leistungsrecht 
geschaffen, das neben und weitgehend unabhängig vom Bestand der überkommenen 
Sozialleistungssysteme Anwendung finden soll. Der Vorgang dieser Ausgliederung 
ebenso wie deren rechtssystematische Konsequenzen stellen neben daraus resultie-
renden verfassungsrechtlichen Fragen und den Bezügen zum Völkerrecht den einen 
Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit dar. Es stellt sich namentlich die Frage nach 
der Verortung des AsylbLG im Rahmen des Rechtssystems. Evident ist die Pro-
blemstellung auch im Hinblick auf Art. 3 Abs. I GG: Immerhin werden mit der Aus-
gliederung des Asylbewerberleistungsrechts aus dem Bezugsrahmen des BSHG mit-
tels einer leistungsrechtlichen SchlechtersteIlung der Betroffenen u.a. ausländer- und 
haushaltspolitische Zielsetzungen verfolgt. 2 

Literatur und Rechtsprechung beschäftigte hingegen vermehrt ein anderes Problem 
des AsylbLG, dem gerecht zu werden in einem zweiten Schwerpunkt der vorliegen-
den Arbeit versucht wird: Die mit der Ausgliederung verbundene SchlechtersteIlung 
des betroffenen Personenkreises wirft die Frage nach der Sicherung, nach Art und 
Maß des Existenzminimums dieser Menschen auf. An diesem Topos entzünden sich 
die Emotionen. Hier treffen ausländerrechtliche Ordnungsaspekte auf verfassungs-
rechtliche Grenzen und fiskalpolitische Vorgaben auf sozialpolitisch Wünschens-

I BGB\. 1993 I, 1074. 
2 Hierzu unten, § 2, B., II., 3. 

2" 
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wertes. Die Quintessenz dieser Problematik ist die Frage nach dem verfassungs-
rechtlich gebotenen Umfang des Existenzminimums und damit letztlich die Suche 
nach einem adäquaten Maßstab zur Bemessung dieses notwendigen Minimums. 

In ihrer menschlichen und politischen Dimension wird diese Problemlage anschau-
lich mit einem Blick auf die kritischen Stimmen zum AsylbLG verdeutlicht: 

So wurde das neue Gesetz als praktizierter Rassismus im Gewand des Sozial staats 
bezeichnet. 3 Beabsichtigte Ausgrenzung, Entsolidarisierung, Diskriminierung, Re-
pression und Verfolgung seien Auswirkungen einer SchlechtersteIlung bestimmter 
Ausländer.4 Es werde der Weg in die ,,Angst- und Haßgesellschaft" markiert.5 Ande-
re stellen neben die Kritik Hinweise und Ratschläge, wie gegen das AsylbLG vor-
gegangen werden kann.6 Mit Antragsformularen auf Leistungen nach dem AsylbLG, 
auf Arbeitserlaubnis, Schwangerschaftsausstattung etc. sowie Formulierungshilfen 
für die ordnungsgemäße Einlegung von Rechtsbehelfen und Rechtsmitteln wird ver-
sucht, 7 einen Beitrag zur Blockade des Vollzugs des AsylbLG zu leisten.8 

Ebenfalls ablehnend wandten sich im Anhörungsverfahren einzelne Sachverstän-
dige bzw. befragte Institutionen gegen die Einführung ebenso wie gegen die erste 
und zweite Novellierung des AsylbLG:9 Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege e. Verkennt als Konsequenz der Anwendung des AsylbLG die Ent-
mündigung, die soziale und psychische Ausgrenzung sowie die Verelendung der 
Normbetroffenen. Auch das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land hatte grundlegende Bedenken gegen das AsylbLG. Sowohl die geringe Grund-
sicherung als auch die Ausgrenzung bestimmter Personengruppen aus dem Regelungs-
zusammenhang des Sozialhilferechts wurde als unvereinbar mit dem christlichen 
Menschenbild und dem GG bemängelt. Sparmaßnahmen auf Kosten der Schwäch-
sten und das Verlassen der Grundprinzipien der Sozialhilfe benennt die Evange-
lischen Kirche als "problematisch und schwerlich verantwortbar". Anzumerken ist 
aber gleichwohl, daß die oftmals rigorose und plakativ geäußerte Kritik in der Öffent-

3 Schlagwort auf dem Deckblatt der Dokumentation: Das Ausländerleistungsgesetz. Unter 
dieser Bezeichnung wurde auch der Komplex des Asylbewerberleistungsrechts im Rahmen der 
politischen Meinungsbildung diskutiert. Die wesentlichen materiellrechtlichen Gehalte dieses 
Entwurfs sind in das AsylbLG eingegangen. 

4 Das Ausländerleistungsgesetz, S. 5. 
5 A.a.O., S. 5. 
6 Classen, Menschenwürde mit Rabatt, S. 69 ff. 
7 A.a.O., S. 72 ff. 
8 A.a.O., S. 93; "Vorschläge für politische Aktionen". 
9 Wiedergegeben werden im folgenden nur die einer einzigen Sammelstellungnahme zum 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des AsylbLG und anderer Gesetze (Ausschußdrucks. 
257/13 des Ausschusses für Gesundheit vom 20.11.1995) entnommenen ablehnenden Ansich-
ten. Eine Vielzahl weiterer kritischer Stimmen finden sich bspw. in folgenden Materialien zur 
Gesetzgebung: Ausschuß für Gesundheit, Ausschußdrucksachen 253/13, 256/13, 258/13, 
1071/13,1087113 (S. 47 ft), 1099/13. 
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lichkeit keine breite Basis gefunden hat, sondern im wesentlichen - soweit ersicht-
lich - auf einen verhältnismäßig kleinen, aber engagierten Personenkreis beschränkt 
geblieben ist. Es steht die Unkenntnis weiter Bevölkerungskreise hinsichtlich der 
Existenz des AsylbLG zu vermuten. Die alltäglichen Erfahrungen mit den oftmals 
von tiefgreifender Unwissenheit geprägten herrschenden Ansichten in Bezug auf die 
leistungsrechtliche Stellung der Asylbewerber geben keinen Anlaß, an der überwie-
genden Zustimmung in der Bevölkerung zu den Einschränkungen im Asylbewerber-
leistungsrecht seit Beginn der achtziger Jahre zu zweifeln. Die Kenntnis der tatsäch-
lichen materiellen Situation der Leistungsberechtigten des AsylbLG scheint vielmehr 
in einem umgekehrten Verhältnis zur jeweils befürworteten leistungsrechtlichen 
SchlechtersteIlung der Betroffenen zu stehen. 

Die vorliegende Arbeit soll vor diesem Hintergrund der öffentliche Meinung jen-
seits polemischer Kritik im politischen Meinungskampfund ebenso weit entfernt von 
einer bloß positivistischen Betrachtungsweise des AsylbLG als formell gesetztes 
Recht einen Beitrag zur rechtlichen Klärung des Spannungsfeldes zwischen Spar-
zwang, Ausländer- und Sozialrecht leisten. Eingebettet ist diese rechtliche Proble-
matik freilich in einen weiteren, politischen Sachzusammenhang, der die nationale 
Dimension überschreitet: Als Problem "mehr erahnt als erkannt und mehr verdrängt 
als verarbeitet"IO wird das Verhältnis von Einreisefreiheit und sozialer Sicherung. 
Weithin, nicht nur gesamteuropäisch, ist größtmögliche Einreisefreiheit, verbunden 
mit dem Abbau der Grenzformalitäten und Kontrollen, ein politisches Ziel. Dessen -
bislang nur teilweise - Verwirklichung ist conditio sine qua non für jenes Phänomen, 
das oftmals mit dem Begriff des ,,Asylbewerberproblems" umschrieben wird und das 
auch der Grund für die Ausgliederung des Asylbewerberleistungsrechts und die 
Schaffung des AsylbLG war. 11 Für sich allein genommen ist das hohe Maß an Ein-
reisefreiheit aber noch kein Problem. Dazu wird es erst durch den in Deutschland und 
in weiten Teilen der Europäischen Gemeinschaft allgemein üblichen relativ hohen 
Standard der sozialen Sicherung für alle Menschen. 12 Dieser wiederum hat - auf 
Deutschland bezogen - seinen Ursprung letztlich im Menschenbild des Grund-
gesetzes, in mit "Ewigkeitsgarantie" ausgestatteten Verfassungspostulaten, in der uni-
verselle Geltung beanspruchenden Menschenwürde. Damit sind die Koordinaten 
bezeichnet, innerhalb derer es Aufgabe der (internationalen) Politik ist, eine trag-
fähige Problemlösung zu erarbeiten. 

\0 Schiffer, ZAR 1991,21. 
11 V gl. zum geschichtlichen Hintergrund des AsylbLG unten, § 2. 
12 Schon 1991 hat Schiffer, ZAR, a.a.O., S. 23, auf diese Problematik hingewiesen und mit 

seinen Argumenten der Schaffung des AsylbLG den Weg geebnet: ,,Bei Ausländern, die in ihr 
Herkunftsland zurückkehren müssen, können nicht unsere Standards fiir die Sozialhilfe Maß-
stab sein." "Je mehr Liberalität beim Einreisen, desto mehr Striktheit beim Aufenthalt, bei der 
Alimentierung und beim Ausweisen." 
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